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Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
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Auf die Revisionen des Beklagten und der Beigela—
denen werden das Urteil des Landessozialgerichts
Rheinland—Pfalz vom 277 Mai 1966 und das Urteil de9‘
Sozialgerichts Koblenz vom 27° Januar 1965 ab—
geändert„

Der Beklagte_wird verurteilt, der Klägerin Hinter—
bliebenenversorgung nach ihrem Ehemann vom 10 Ja—
nuar 1956 an zu zahlen; im übrigen wird die Klage
abgewiesen[)

Der Beklagte hat der Klägerin die Hälfte der
außergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu
erstatten°
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G r ü n d e :.

Die Klägerin hat im Dezember 1950 Hinterbliebenenversorgung

nach dem Bundesversorgungsgeeetz (BVG) beantragt, weil ihr

Ehemann im Jahre 1937 von russischen Dienststellen aus seinc

Heimat in der Ukraine wegen seiner deutschen Abstammung vor—
schleppt werden und seitdem versßhollen sei° Die Verwal—

tung lehnte den Antrag mit Bescheid vom 6„ November 1951 ab‚

weil der Ehemann täféité 1937; ai%b vor Kriegsbeginn„ ver_
schleppt werden seio Im März 1960 beantragte die Klfgerin
Wiederaufnahme des Verfahrens„ Die Verwaltung gewährte

— gestützt auf 5 40 Abs° 1 des Verweltungsverfahrensgosetze

(VeerG) — unter Zustimmung des Landesversorgungsamtes

Rheinland—?falz mit Bescheid vom 15° November 1963 Vor—

schollenenrente vom 1° März 1960 an° Der — nicht begrün—

dete —Widerspruch der Klägerin hatte keinen Erfolg (Widcr«

spruchsbescheid vom 280 Februar 1964)„' Im sozialgericht—

lichen Verfahren begehrt die Klägerin Versorgung von dem

Zeitpunkt ihres ersten Antrages ano Das Sozialgericht (SG)

Koblenz verurteilte mit Urteil vom 270 Januar 1965 unter
Abänderung der vorausgegangenen Verwaltungsentscheidungen

‘ den Beklagten, der Klägerin vom 10 Dezember 1950 an fitweu—

rente zu zahlen„ Das Landessozialgericht (LSG) Rheinland—

Pfalz lud mit Beschluß vom 60 Mai 1965 auf ihren Antrag
die Bundesrepublik Deutschland gemäß 5 75 des Sozialgericht:

gesetzes (SGG) bei und wies mit Urteil vom 270 Mai 1966 die

Eeru£ung gegen das erstinstenzliohe Urteil zurueko Es ließ

die Revision zu und führte aus: Der Anspruch der Klägerin

auf Erteilung eines Derichtigungsbescheides beruhe EUf
@ 40 Abs„ 2 VeerG, weil sich die Rechtsprechung des Bundes

sozialgeriehts (BSG) über die vor dem zweiten Weltkrieg in

Rußland verschleppten Volksdeutschen geändert habe„ Ein
Bescheid nach @ 40 Abs„ 2 VeerG habe Rente ex tune, daher

von der ersten Antragstellung (Dezember 1950) an zu gewähre.

Der Umstand, daß das VeerG erst am 1° April 1955 in Kraft
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getreten ist, stehe der weitergehendén Rückwirkung nicht ent-

gegen, weil Sinn und Zweck des 5 40 Abs° 2 VeerG sei, alle

Berechtigten unter Bereinigung der früheren unzutreffenden "“
Rechtsauffassung materiell gleich zu behandeln (ebenso BSG

159 137)° Die Einrede der Verjährung des Beklagten greife
deshalb nicht durch, weil die Klägerin im Dezember 1950 bei

der Verwaltung einen Antrag gestellt habe und dadurch die Ver—

jährung unterbrochen worden sei (so auch BSG in SOZR EVO 5 29

Nr° 5)°

Mit den zugelassenen Revisionen rügen der Beklagte und die Bei—

geladene (Bundesrepublik Deutschland) Verletzung des 5 40
Abso 2 VeerG° Diese Vorschrift ermächtige die Verwaltung nur,

den durch die spätere Rechtsprechung fehlerhaft gewordenen

Verwaltungsakt vom Inkrafttreten des ermächtigenden Gesetzes

(1° April 1955) zurückzunehmen; das LSG hätte daher nicht den

Beklagten zur Leistung schon vom 1° Dezember 1950 an verur—

teilen dürfen° Das LSG habe ferner zu Unrecht die Einrede der

Verjährung nicht beachtet und damit 5 197 BVG verletzt° Unter

Berücksichtigung der geltend gemachten Verjährung könnten auf

den Antrag vom März 1960 die Leistungen der Verwaltung bis

Ende 1955 verweigert werden (55 197, 201 des Bürgerlichen

Gesetzbuches —BGB-)°

Der Beklagte und die Beigeladene beantragen?

das Berufungsurteil und das erstinstanzliche Urteil

aufzuheben und die Klage gegen die Bescheide vom

150 November 1965 und vom 28° Februar 1964 abzuweisen‚

hilfsWeise‚ die angefochtenen Urteile insoweit abzuändern9

als damit der Klägerin über den Zeitpunkt der Verjährung

hinaus Hinterbliebenenrente gewährt wird°

Die Klägerin beantragt9

die Revision des Beklagten und der Beigeladenen

zurückzuweiseno'
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Die Klägerin habe gemäß @ 40 Abso 2 VeerG einen Anspruch
darauf, daß der neue Bescheid in vollem Umfange9 also auch

zeitlich, an die Stelle der früheren Entscheidung trete

(so auch BSG 15, 137)() Dies entspreche der sozialen Rechts—

staatlichkeit, wonach gesetzwidrige Ergebnisse zu beseiti—

gen seieno Es widerspreche der materiellen Gerechtigkeitg

wenn dem Berechtigten Leistungen vorenthalten werden; welchc

in die Zeit vor Inkrafttreten des VeerG fallen (ebenso

BSGvom 2BÜINOVember1962 —T6 ■? 567760 —yin’Breithaupt
1963, S° 343)° Die materielle Gerechtigkeit sei zeitlich
nicht teilbar° Auch sei 5 197 BGB nicht verletzt„ Der
Einrede der Verjährung stehe das pflichtgemäße Ermessen der

Verwaltung entgegen; mit dieser Einrede dürfe nicht ein

gesetzwidriger Zustand aufrechterhalten werden() Diese Auf—

fassung stehe auch nicht mit dem Urteil des 1„ Senats in

BSG 19, 96 im Widerspruch° Die Entscheidung des 10 Senats
habe nur unter den ganz besonderen Umständen dieses Einzel—

falles die Einrede der Verjährung nicht ausgeschlossen„

Die Revisionen sind durch Zulassung statthaft (@ 162 Absg 1

Nr„ 1 SGG); sie sind in gehöriger Form erhoben und danach

zulässig (@ 164 SGG); sie sind auch teilweise begründete

Streitig ist unter den Beteiligten‚ ob sich die Wirkung des

5 40 Abs„ 2 VeerG auf die Zeit nach Inkrafttreten dieses

Gesetzes zu beschränken hat und ob die Einrede der Ver—

jährung (55197, 201 BGB) für die Zeit vor dem 1; Januar
‚' 1956 im V0?llegende■Fallrecbtsm1ßbrauchlmh erhoben wor—

den ist° " '

“Die Klägerin hat den Verwaltungsbescheid vom 15° November

1965 idF des Widerspruchsbescheides vom 280 Februar 1964

angefochtene Für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit dieser

Bescheide ist daher 5 40 VeerG id? des Ersten Neuordnung5m

gesetzes (1. NOG) vom 270 Juni 1960 (BGBl I 455) maßgebendo
\(
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Die Beteiligten gehen übereinstimmend davon aus, daß hier

"unbestritten" 5 40 Abs„ 2 VeerG einschlägig und die Rechts—
lage nur nach dieser Vorschrift zu prüfen sei° Nach 5 40

Abso 2 VeerG ist ein neuer Bescheid auf Antrag des Berech-

tigten zu erteilen, wenn das BSG in ständiger Rechtsprechung

nachträglich eine andere Rechtsauffassung vertritt, als der

früheren Entscheidung zugrunde gelegen hat. Die Versorgungs—

verwaltung ist sodann verpflichtet, sich die vom BSG vertre—

tene Rechtsauffassung zu eigen zu machen und die insofern

fehlerhafte Entscheidung durch einen neuen Bescheid zu er-
setzen° Voraussetzung für die Anwendung des @ 40 Abs° 2

VeerG ist jedoch, daß die Rechtsprechung des BSG überhaupt

von einer früheren Rechtsauffassung zu 5 1 Abs° 1 Buchst° 0

BVG abgewichen ist„

Bei der Anwendung des geltenden Rechts unterscheidet die Recht—

sprechung zwischen Tatfrage und Rechtsfrageo Bei der Tatfrage

wird untersucht, ob und wie sich der in Betracht kommende Vor-

gang in Wirklichkeit ereignet hat; bei der Rechtsfrage wird

geprüft, ob die in der Rechtsnorm enthaltenen Begriffe sinn—

gemäß ausgelegt und angewandt worden sind° Es ist also ein

wesentlicher Unterschied, ob sich die Rechtsprechung deswegen

geändert hat, weil sich die richterliche Überzeugungsbildung

bei der Feststellung eines bestimmten öfter wiederkehrenden

Sachverhalts geändert hat, oder ob hinsichtlich des Begriffs

der Internierung Merkmale des gesetzlichen Tatbestandes, von

denen die Rechtsfolge der Versorgung abhängt, abweichend von

einer früheren Entscheidung ausgelegt worden sind" Vorliegend

kann dahingestellt bleiben, ob das LSG von einem einwandfreien

Sachverhalt ausgegangen ist, weil insoweit eine Verfahrensrüge

nicht erhoben isto Streitig ist nicht die Frage der Über—

zeugungsbildung, sondern allein die rechtliche Tragweite der

Änderung der Auslegung des 5 1 Abs() 2 Buchst° 0 BVG hinsicht—

lich des Begriffs "versorgungsrechtlich geschützten Inter—

nierung■ durch die Rechtspre0hung des BSG gegenüber der Zeit
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der Verwaltungsbescheide von 1950/1951„ Hier hat sich in

der Tat gegenüber der Rechtsanwendung vor 1954 durch die

Rechtsprechung des BSG bezüglich der in Rußland vor dem Krieg

des Jahres 1941 verschleppten russischen Staatsangehörigen

deutschen Volkstums ein Wandel in der Rechtsauffassung zu
5 1 Abso 2 Buchst„ c BVG ergeben„ Das Tatbestandsmerkmal

"Internierung im Ausland wegen deutscher Volkszugehörigkeit

(@ 1 Abs° 2 Buchsta @BVGQ£ ist in personellen, zeitlicher
und räumlicher Hinsicht erweiternd ausgelegt worden° In

personeller Hinsicht ist die sowjetrussische Staatsangehörig»
‚keit kein Hindernis? in zeitlicher Hinsicht erfüllt eine

Festnahme vor dem Beginn des Rußlandkrieges im Jahre 1941

das gesetzliche Tatbestandsmerkmal, wenn nicht ausgeschlossen

wird, daß der "Internierte" bei Ausbruch des Krieges nit

Rußland im Juni 1941 noch gelebt hat, und schließlich hindert

es in räumlicher Hinsicht nicht, daß im sowjetrussischen

Bereich Organe der russischen Regierung ihre eigenen russi7

schen Staatsangehörigen, soweit sie Volksdeutsche waren„

festgehalten habeno Diese Auslegung des 5 1 Abel 2 Buchst c

BVG entspricht deshalb noch dem Sinn des Gesetzes9 weil seit

1934 mit dem Bekanntwerden der nationalsozialistischen Ziele

in der Politik der Lebensraumfrage die Volksdeutschen in

Sowjetrußland als potentielle Staatsfeinde angesehen :urden

und Rußland schon in diesem Zeitpunkt eine Ausdehnung des

deutschen Lebensraumes nach Osten befürchten mußten 80 hat

das BSG mit der Entscheidung vom 150 Mai 1959 — 11 RV 296/55 '
(SOZR BVG @ 1 Nr° 42) ausgesprochen9 daß eine Internierung

im Sinne des 5 1 Abso 2“Buchst° 0 BVG auch dann vorliegt‚

wenn ein russischer Staatsangehöriger wegen seiner deutschen

Volkszugehörigkeit vor Beginn des Rußland—Krieges im Jahre

1941 aus seiner Heimat verschleppt und festgehalten werden

ist° Ähnlich oder in gleicher Weise haben entschieden: Der

erkennende Senat in den Urteilen vom 90 Juni 1959 — 8 RV

855/57 +, vom 29„ Oktober 1959 - 8 RV 1249/51-und vom 17„ De:
zember 1959 —8 RV 555/57 —; der 10° Senat in den Urteilen

!

I ‘ . 7

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


vom 4„ Februar 1959 - 10 RV 918/57 —(BVBl 1959, 92 Nr° 24)
sowie vom 500 Juli 1959 - 10 RV 1191/57 —o Das BSG hat somit

in ständiger Rechtsprechung zu 5 1 Abs° 2 Buchstc 0 BVG zu—
gunsten der Klägerin eine andere Rechtsauffassung vertreten,

als sie dem auf Antrag der Klägerin vom Dezember 1950 erteil—

ten (ablehnenden) Bescheid des Versorgungsamtes (Versorgk)

Koblenz vom 60 November 1951 zugrunde gelegen hat°

Hiernach hat das LSG zutreffend die sachlich-rechtlichen Vor-

aussetzungen des 5 40 Abs.) 2 VeerG (Wandel in der Rechtsauf—
fassung) bejaht°

Wegen dieser zugunsten der Klägerin seit 1950 geänderten Auf—

fassung in der Auslegung des 5 1 Abso 1 Buchst° 0 BVG war die

Versorgungsverwaltung verpflichtet, der Klägerin einen neuen

Bescheid zu erteilen° Dieser neue, auf Grund des @ 40 Abso 2

VeerG zu erteilende Bescheid tritt in vollem Umfange, also

auch zeitlich an die Stelle der früheren Entscheidung (so BSG

159 157)° Diesem vom 7° Senat des BSG ausgesprochenen Grund-

satz ist auch die Rechtsprechung weiterer Senate gefolgt

(Urteile vom 280 November 1962 — 10 RV 207/60 — in Breitho
1965, 354; vom 260 Iovember 1965 — 10 KV 191/61 — in BVB1

19643° 115Nr° 21; vom25° Juni 1965- 10 BV779/63—und
vom 210 März 1967 — 9 RV 872/64 -)0 Der Senat tritt dieser
Rechtsprechung in vollem Umfang bei° Danach ist eine neue

Regelung rückwirkend auch für die Zeit vor dem 1. April 1955

geboten° Das BSG hat in den bezeichneten Entscheidungen auch

ausgeführt, weshalb die Rückwirkung nicht durch die Recht-

sprechung zu 55 41, 42 VeerG berührt wird9 daß nämlich diese

Vorschriften nicht auf die Zeit vor dem 1° April 1955 zurück—

wirken° In diesen Entscheidungen z1 @ 40 Abs° 2 aaO ist « w>'
darauf hingewiesen, daß jedenfalls nach den Grundsätzen des

allgemeinen Verwaltungsrechts die Verwaltungsbehörde gehalten

ist, belastende Verwaltungsakte‚ die unanfechtbar geworden sind,

auf ihre Rechtmäßigkeit hin zu überprüfen und bei Unrichtigkeit
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neue Verwaltungsakte an deren Stelle, das heißt rückwirkend
an Stelle der alten zu erlassen (vgl° auch BSG 9, 205 und
BSG vom 140 März 1967 — 10 BV 504/66 —-)0

'_ Das LSG hat mithin im Grundsatz frei von Rechtsirrtum ent—

schieden, daß @ 40 Abs, 2 VeerG auf Zeiten vor dem 1, April

1955 (Inkrafttreten des Gesetzes nach 5 51 Abs, 1 VeerG)
anzuwenden ist() Im vorliegenden Fall kommt es hierauf nicht

mehr entscheidend an, weil die vom Beklagten_erhobene Ein_
rede der Verjährung durchgreift°

Die Klägerin hat ihren Anspruch auf Versohollenenrénte zwar
erstmals im Dezember 1950 geltend gemacht, dieser Antrag ist

aber durch den ablehnenden Bescheid vom 60 November 1951 er»
ledigt werden° Die Ansicht des Berufungsgerichts, daß der

Antrag aus 1950 noch fortwirke und daher die Verjährung bis

auf weiteres unterbrochen sei, ist nicht frei von Rechts=

irrtumc Denn der erste Antrag ist durch den ablehnenden

Bescheid vom 6° November 1951 abschließend behandelt und das

Verfahren damit beendet worden; die Klägerin hat gegen den

ablehnenden Bescheid auch keinen Rechtsbehelf eingelegtn

Aus der Entscheidung des BSG in SozR RVO @ 29 Nr, 5 ergibt

sich nichts anderes, Sie hat ausgeführt, daß "die Unter—

brechung — der Verjährung — bis zur Beendigung des durch der

Antrag veranlaßten Verwaltungsverfahrens fortdauert". Der

Antrag würde nur dann fortwirken, wenn die Klägerin auf

ihren Antrag noch keinen Bescheid erhalten hatte, Dieser

Sachverhalt ist aber nicht gegeben, Ein weiterer Antrag

der Klägerin gegenüber dem VersorgA betrifft, wie die Brom

zeßgeschichte erkennen läßt, nicht mehr die Verschollenen-

rente, sondern die Elternrente nach ihrer ältesten Tochter

G;311311„ ;t■:3, geboren am 15, Oktober 1920,

Für den Zeitpunkt des Beginns der Verjährung ist daher maß—

gebend der zweite Antrag der Klägerin, das ist der Antrag

vom März 1960, den sie beim Landratsamt des Unterwesterwald-
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kreises gestellt hat und den dieses dem Versorgungsamt am
140 März 1960 zugeleitet hat„ Die Verjährung, die für wieder—

kehrende Leistungen nach 5 197 BGB vier Jahre‚ vom Schlusse

des Jahres an gerechnet (@ 201 BGB),beträgt‚ ist also erst
mit dem Antrag vom März 1960 unterbrochen wordeno Verjährt

sind sonach die mehr als vier Jahre vor dem Antrag vom März
1960 zurückliegenden Rentenbeträge‚ also die für die Zeit vor
dem 1. Januar 1956 beanspruchten Versorgungs'leistungen° Zu

Unrecht hat das LSG die Verjährungseinredé nicht beachtet und

daher auch für die Zeit vor dem 1° Januar 1956 zur Leistung

verurteilt (ng BSG19, 88; BSGUrteil vom21° März 1967
— 9 RV 872/64 —); in der Geltendmachung der Verjährungseinrede

durch den Beklagten liegt grundsätzlich keine unzulässige

Rechtsausübungo Das Rechtsinstitut der Verjährung beschränkt

die Rechtsposition des Gläubigers dann bis zum Leistungsver—
weigerungsrecht des Schuldners, wenn wiederkehrende Leistungen

-geraume Zeit nicht geltend gemacht worden sind° Dabei kommt

es nicht darauf an, ob Unkenntnis, eigene oder fremde Schuld

das Nichtgeltendmachen des Anspruchs verursacht hat, weil die

Verjährung kraft Gesetzes durch Zeitablauf eintritt° Um des

Rechtsfriedens willen wirkt auch im Sozialrecht die Nicht—

verfolgung des Anspruchs rechtsvernichtend9 sobald die Befug—

nisse eine gewisse Zeit nicht ausgeübt werden (so Engischa

Vom Weltbild des Juristen, Heidelberg 1950 SO 102 f)° Der
gleiche Gedanke ergibt sich aus dem alten Rechtssatz: "In

praeterito non vivitur"° Die Berufung auf die Verjährung be—
deutet daher in aller Regel keinen Verstoß gegen die Grundsätze

der Sozialstaatlichkeit (Art° 20 GG) und auch keine Verletzung

des @242 BGB (Treu und Glauben)° Das gilt um so mehr auf
einem Rechtsgebiet, in dem erst durch wohlwollende (großzügige)

Auslegung der Rechtsnormen durch die Rechtsprechung der Ver—

sorgungsanspruch zum Tragen gekommen ist° Es kann dahingestellt

bleiben, ob im Einzelfall die Einrede der Verjährung infolge

besonderer Umstände einen Rechtsmißbrauch darstellt° Vorließ‘end

sind solche Umstände nicht erkennbaro Diese Rechtslage haben ‘

das LSG in seinem angefochtenen Urteil und das SG in seiner
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gleichlautenden Entscheidung vom 270 Januar 1965 nicht er—
kennt° Auf die Revisionen des Beklagten und der Beigeladenen

waren daher die bezeichneten Urteile dahin abzuändern‚ daß

die Klage abzuweisen ist‚ soweit die Klägerin Verschollenenw

rente für die Zeit ver dem 1„ Januar 1956 beansprucht° Der

Senat konnte in der Sache selbst entscheiden, weil der vom

LSG als unbestritten übernommene Sachverhalt unangegriffen

geblieben ist (5 170 Abso 2 Satz 1 SGG)O

Da die Klägerin Rente vom Dezember 1950 an beansprucht hat‚

diese aber nur für die Zeit vom 1° Januar 1956 bis Ende

Februar 1960 zugesprochen werden konnte, entspricht dem

Ausmaß des Obsiegens der Revision, daß die Hälfte der außer—

gerichtlichen Kosten des Rechtsstreits dem Beklagten auf—

erlegt wird (@ 193 Abs° 1 SSG)°
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